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Der Europäische Gerichtshof (EuGH) hat am 4.7.2023 in der Rechtssache C-252/21 (vgl. hierzu auch die Meldung in diesem

Wochenüberblick) entschieden, dass das Bundeskartellamt (BKartA) im Rahmen von kartellrechtlichen Abwägungsentschei-

dungen auch datenschutzrechtliche Bestimmungen berücksichtigen darf, so die PM des BKartA vom 4.7.2023. Das Verfahren

vor dem EuGH geht zurück auf die Entscheidung des BKartA in Sachen Meta (Facebook) aus dem Jahr 2019. In dieser unter-

sagte das BKartA Meta per Beschluss, insbesondere Daten ohne Einwilligung der Nutzenden aus verschiedenen Quellen zu-

sammenzuführen. Hiergegen legte Meta Beschwerde beim Oberlandesgericht (OLG) Düsseldorf ein. Dieses legte dem EuGH

diverse Fragen vor, um zu klären, wie bestimmte Vorschriften der Datenschutzgrundverordnung (DSGVO) auszulegen seien

und ob das BKartA im Rahmen von kartellrechtlichen Abwägungsentscheidungen auch DSGVO-Normen berücksichtigen dür-

fe. Andreas Mundt, Präsident des BKartA: „Das Urteil ist ein hervorragendes Signal für die Kartellrechtsdurchsetzung in der

digitalen Wirtschaft. Daten sind dort ein entscheidender Faktor für die Begründung von Marktmacht. Die Nutzung der sehr

persönlichen Daten der Verbraucherinnen und Verbraucher durch die großen Internetkonzerne kann auch kartellrechtlich

missbräuchlich sein. Datenschutzregeln sind auch von den Wettbewerbsbehörden bei der Anwendung des Kartellrechts zu

berücksichtigen. Das Urteil wird weitreichende Auswirkungen auf die Geschäftsmodelle der Datenwirtschaft haben. Bei der

Rechtsdurchsetzung ist es wichtig, dass wir weiterhin eng mit den Datenschutzbehörden zusammenarbeiten.“ Unter Beach-

tung der Ausführungen des EuGH kann nun das vor dem OLG Düsseldorf anhängige Gerichtsverfahren in Sachen Facebook

fortgesetzt werden.

Uta Wichering,

Ressortleiterin
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Entscheidungen

EuGH: Meta Platforms u. a. / BKartA – Natio-

nale Wettbewerbsbehörde kann im Rahmen

der Prüfung, ob beherrschende Stellung

missbraucht wird, Verstoß gegen DSGVO

feststellen

1. Die Art. 51 ff. der Verordnung (EU) 2016/679

des Europäischen Parlaments und des Rates

vom 27. April 2016 zum Schutz natürlicher Per-

sonen bei der Verarbeitung personenbezogener

Daten, zum freien Datenverkehr und zur Aufhe-

bung der Richtlinie 95/46/EG (Datenschutz-

Grundverordnung) sowie Art. 4 Abs. 3 EUV sind

dahin auszulegen, dass eine mitgliedstaatliche

Wettbewerbsbehörde im Rahmen der Prüfung,

ob ein Missbrauch einer beherrschenden Stel-

lung durch ein Unternehmen im Sinne von

Art. 102 AEUV vorliegt, vorbehaltlich der Erfül-

lung ihrer Pflicht zur loyalen Zusammenarbeit

mit den Aufsichtsbehörden feststellen kann,

dass die Allgemeinen Nutzungsbedingungen

dieses Unternehmens, soweit sie sich auf die

Verarbeitung personenbezogener Daten bezie-

hen, und die Durchführung dieser Nutzungsbe-

dingungen nicht mit der Verordnung 2016/679

vereinbar sind, wenn diese Feststellung erforder-

lich ist, um das Vorliegen eines solchen Miss-

brauchs zu belegen.

Angesichts dieser Pflicht zur loyalen Zusammen-

arbeit darf die nationale Wettbewerbsbehörde

von einer Entscheidung der zuständigen natio-

nalen Aufsichtsbehörde oder der zuständigen

federführenden Aufsichtsbehörde in Bezug auf

diese Allgemeinen Nutzungsbedingungen oder

ähnliche allgemeine Bedingungen nicht abwei-

chen. Wenn sie Zweifel hinsichtlich der Trag-

weite einer solchen Entscheidung hat, wenn die

fraglichen Bedingungen oder ähnliche Bedin-

gungen gleichzeitig Gegenstand einer Prüfung

durch diese Behörden sind oder wenn sie bei

Nichtvorliegen einer Untersuchung oder Ent-

scheidung dieser Behörden der Auffassung ist,

dass die fraglichen Bedingungen nicht mit der

Verordnung 2016/679 vereinbar sind, muss die

Wettbewerbsbehörde diese Aufsichtsbehörden

konsultieren und um deren Mitarbeit bitten, um

ihre Zweifel auszuräumen oder zu klären, ob sie

eine Entscheidung der Aufsichtsbehörden ab-

warten muss, bevor sie mit ihrer eigenen Beur-

teilung beginnt. Wird von den Aufsichtsbehör-

den innerhalb einer angemessenen Frist kein

Einwand erhoben oder keine Antwort erteilt, so

kann die nationale Wettbewerbsbehörde ihre ei-

gene Untersuchung fortsetzen.

2. Art. 9 Abs. 1 der Verordnung 2016/679 ist da-

hin auszulegen, dass in dem Fall, dass ein Nutzer

eines sozialen Online-Netzwerks Websites oder

Apps mit Bezug zu einer oder mehreren der in

dieser Bestimmung genannten Kategorien auf-

ruft und dort gegebenenfalls Daten eingibt, in-

dem er sich registriert oder Online-Bestellungen

aufgibt, die Verarbeitung personenbezogener

Daten durch den Betreiber dieses sozialen On-

line-Netzwerks, die darin besteht, dass dieser

Betreiber die aus dem Aufruf dieser Websites

und Apps stammenden Daten sowie die vom

Nutzer eingegebenen Daten über integrierte

Schnittstellen, Cookies oder ähnliche Speicher-

technologien erhebt, die Gesamtheit dieser Da-

ten mit dem jeweiligen Nutzerkonto des sozia-

len Netzwerks verknüpft und diese Daten ver-

wendet, als eine „Verarbeitung besonderer Kate-

gorien personenbezogener Daten“ im Sinne

dieser Bestimmung anzusehen ist, die vorbehalt-

lich der in Art. 9 Abs. 2 der Verordnung 2016/

679 vorgesehenen Ausnahmen grundsätzlich

untersagt ist, wenn diese Datenverarbeitung die

Offenlegung von Informationen ermöglicht, die

in eine dieser Kategorien fallen, unabhängig da-

von, ob diese Informationen einen Nutzer dieses

Netzwerks oder eine andere natürliche Person

betreffen.

3. Art. 9 Abs. 2 Buchst. e der Verordnung 2016/

679 ist dahin auszulegen, dass ein Nutzer eines

sozialen Online-Netzwerks, wenn er Websites

oder Apps mit Bezug zu einer oder mehreren

der in Art. 9 Abs. 1 dieser Verordnung genann-

ten Kategorien aufruft, die diesen Aufruf betref-

fenden Daten, die der Betreiber dieses sozialen

Online-Netzwerks über Cookies oder ähnliche

Speichertechnologien erhebt, nicht im Sinne der

erstgenannten Bestimmung offensichtlich öf-

fentlich macht.

Gibt ein solcher Nutzer Daten auf solchen Web-

sites oder in solchen Apps ein oder betätigt er

darin eingebundene Schaltflächen – wie etwa

„Gefällt mir“ oder „Teilen“ oder Schaltflächen,

die es dem Nutzer ermöglichen, sich auf diesen

Websites oder in diesen Apps unter Verwendung

der Anmeldedaten, die mit seinem Konto als

Nutzer des sozialen Netzwerks, seiner Telefon-

nummer oder seiner E-Mail-Adresse verknüpft

sind, zu identifizieren –, so macht er die einge-

gebenen oder sich aus der Betätigung dieser

Schaltflächen ergebenden Daten nur dann im

Sinne von Art. 9 Abs. 2 Buchst. e der Verordnung

2016/679 offensichtlich öffentlich, wenn er zu-

vor, gegebenenfalls durch in voller Kenntnis der

Sachlage vorgenommene individuelle Einstel-

lungen, explizit seine Entscheidung zum Aus-

druck gebracht hat, die ihn betreffenden Daten

einer unbegrenzten Zahl von Personen öffent-

lich zugänglich zu machen.

4. Art. 6 Abs. 1 Unterabs. 1 Buchst. b der Verord-

nung 2016/679 ist dahin auszulegen, dass die

Verarbeitung personenbezogener Daten durch
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